Auszug aus dem Protokoll der Beratung des Ausschusses für Soziales und Gesundheit am 5.11.2009

TOP 5.

Aufgaben und Ziele der zukünftigen Integrationsarbeit im Landkreis PM

Zu diesem Tagesordnungspunkt konnten die Ausschussmitglieder die Integrationsbeauftragte (IB) des

Landes Brandenburg, Frau Prof. Dr. Karin Weiss, recht herzlich begrüßen.

Frau Rabinowitsch erinnerte daran, dass im Ergebnis einer Beratung des Landrates mit Mitgliedern der

Fraktionen festgelegt wurde, Frau Prof. Dr. Weiss in den Kreistag einzuladen und dort zu ihren Aufgaben unter den heutigen Bedingungen zu referieren. Im Nachgang erhielt Frau Rabinowitsch aber ein Schreiben vom Büro des Landrates mit der Bitte, die Integrationsbeauftragte zuerst in den

Sozialausschuss einzuladen, man begründete dies mit der Sachkompetenz des Ausschusses.

Frau Prof. Dr. Weiss dankte für die Einladung und informierte ausführlich über die Aufgaben einer

Integrationsbeauftragten und verdeutlichte dies an verschiedenen praktischen Beispielen.

Sie informierte, dass im Land Brandenburg 6 % der Bevölkerung Menschen mit Migrationshintergrund

seien und die Tendenz steigend sei. Bei den unter 18jährigen liege der Anteil mit Migrationshintergrund sogar bei 10 %. Ansonsten gebe es ca. 2 % Ausländer.

Jeder 5. Zuwanderer kann einen Hochschulabschluss vorweisen, damit sind viele höher qualifiziert als

die Einheimischen. Die junge Generation habe ein hohes Bildungsbewusstsein und erziele zum Teil bessere Schulabschlüsse als gleichaltrige Deutsche.

Aber: die Abschlüsse der Älteren werden in Deutschland nicht anerkannt. Die Bundesregierung will daher ein Gesetz einbringen, um die Anerkennungswege zu erleichtern und Teilanerkennungen bzw. Anpassungsqualifizierungen einzuführen.

Frau Prof. Dr. Weiss verwies auf den steigenden Bedarf einer interkulturellen Öffnung an Kitas, Schulen, Betrieben, Altenheimen, etc., um das vorhandene Potential besser nutzen zu können. Dazu muss die Integration zum Schwerpunktthema gemacht und in allen gesellschaftlichen Bereichen durchgesetzt werden. Daher sei es auch unbedingt erforderlich, einen Integrationsbeauftragten in der Verwaltung hauptamtlich zu etablieren. Er benötige den Zugang zu Querschnittsstellen und Verwaltungsverfahren und hat damit bessere Möglichkeiten zu agieren, als ein ehrenamtlicher Integrationsbeauftragter.

Herr Dr. Mueller sprach sich in der Diskussion für eine hauptamtliche Stelle des Integrationsbeauftragten aus und forderte alle Abgeordneten auf, sich damit auseinanderzusetzen.

Frau Rabinowitsch bedauerte, dass die derzeitige ehrenamtliche Ausländerbeauftragte des Landkreises trotz mehrfacher Einladung nicht anwesend sei und sprach von einer unbefriedigenden momentanen Situation. Ihre Fraktion habe sich schon seit längerer Zeit für einen hauptamtlichen IB eingesetzt.

Zukünftig, so Frau Prof. Dr. Weiss, werde man Lehrlinge aus dem Ausland anwerben müssen. Die Betriebe brauchen Unterstützung, damit sie junge Leute mit Migrationshintergrund einstellen. Dies sei ehrenamtlich nicht möglich.

Herr Frankenhäuser betonte, dass sich seine Fraktion bereits im letzten Jahr für eine hauptamtliche Tätigkeit ausgesprochen habe. Es wäre wichtig, dass Frau Prof. Dr. Weiss ihren Vortrag vor dem Kreistag halten würde, um die Vielfältigkeit der Aufgaben zu verdeutlichen.

Frau Rabinowitsch bat darum, dass sich die Fraktionen dazu verständigen sollten, die Stelle hauptamtlich zu besetzen. Dazu müssten dann im neuen Haushalt die entsprechenden Mittel eingestellt werden.

Frau Leo verwies darauf, dass die Fraktion Bd.90/Die Grünen im letzten Jahr den Antrag zur Hauptamtlichkeit der Stelle eingebracht hatte, er aber keine Mehrheit fand. Ihre Fraktion sei bereit, den Antrag zu reaktivieren, da es höchste Zeit für die Haushaltsdiskussion 2010 sei. Auch Herr Lindicke sprach sich dafür aus, zumindest eine halbe Stelle für einen hauptamtlichen Integrationsbeauftragten zu schaffen. 

Herr Schulz bestätigte, dass dies finanztechnisch noch möglich sei. Man könne mit einer halben Stelle anfangen und dies bei Bedarf später ändern. Es gehe um eine politische Entscheidung, die von der Koalition mitgetragen werden müsse.

Frau Rabinowitsch fragte die Bereitschaft dazu ab, in den nächsten Kreistag den Antrag einzubringen, eine Vollzeitstelle für die/den Integrationsbeauftragte/n einzurichten: SPD ja, für eine halbe Stelle - CDU nein, noch Beratungsbedarf  Die Linke ja - FDP ja - Bd.90/Grüne ja - FBB keine Meinungsäußerung
